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D urch eine H andlung, die eine H andlungspflicht eines A n ­
deren (liier: D arstellung der Verhältnisse einer K apitalgesell­
schaft) erst begründet, w ird regelmäßig nicht schon ihre Ver­
letzung gefördert.....................................................................................  288

a) Einem  Fahrzeug fehlt die E ignung für die gewöhnliche Ver­
w endung im Sinne von § 434 A bs. I Satz 2 Nr. 2 B G B , wenn es 
bei Ü bergabe an den K äufer mit einer -  den Stickoxidausstoß 
au f dem  Prüfstand gegenüber dem normalen Fährbetrieb re­
duzierenden -  A bschalteinrichrung im Sinne von A rt. 3 N r. 10 
V O  715/2007/E G  versehen ist, die gemäß Art. 5 A bs. 2 Satz  1 
V O  715/2007/E G  unzulässig ist. D enn in einem solchen Fall 
besteht eine (latente) G efahr einer Betriebsuntersagung durch 
die für die Z ulassung zum Straßenverkehr zuständige Beh ör­
de, so dass der weitere (ungestörte) Betrieb des Fahrzeugs im 
öffentlichen Straßenverkehr nicht gewährleistet ist.
b) D ie Lieferung einer mangelfreien Sache gemäß § 439 
A bs. 1 Alt. 2 B G B  beschränkt sich nicht zw angsläufig auf eine 
mit dem Kaufgegenstand (abgesehen von der M angelhaftig­
keit) identische Sache.
c) Vielm ehr hängt die M öglichkeit einer Ersatzbeschaffung 
bei U nm öglichkeit der Lieferung einer dem Kaufgegenstand 
vollständig entsprechenden (m angelfreien) Sache im jew eili­
gen Einzelfall entscheidend davon ab, ob und w odurch nach 
dem durch interessengerechte A uslegung zu erm ittelnden 
Willen der Parteien (§§ 133, 157 B G B ) bei Vertragsschluss eine 
Nachlieferung in Betracht kom m en sollte.
d) Eine Ersatzlieferung ist nach der -  die beiderseitigen In ­
teressen in den Blick nehmenden -  Vorstellung der Parteien 
daher grundsätzlich bereits dann m öglich, wenn die K au fsa­
che im Falle ihrer M angelhaftigkeit durch eine gleichartige 
und -  funktionell sow ie vertragsm äßig -  gleichwertige ersetzt 
w erden kann.
e) Entscheidend ist dabei letztlich, ob und in welchem 
U m fang der Verkäufer -  nach dem im jeweiligen Fall zu er­
mittelnden übereinstim m enden W illen der Parteien -  bei 
Vertragsschluss eine Beschaffungspflicht für den Fall einer 
N acherfüllung übernom m en hat.



f) Ist lediglich ein N achlolgem odell der erworbenen Sache 
(insbesondere eines Fahrzeugs) lieferbar, kann bei der gebote­
nen nach beiden Seiten interessengerechten A uslegung die den 
Verkäufer eines Verbrauchsguts treffende Beschaffungspflicht 
im H inblick  darauf, dass der Verbraucher eine N u tzun gsen t­
schädigung für die fortlaufend an Wert verlierende m angelhaf­
te Kaufsache nicht zu zahlen hat, von vornherein nicht zeitlich 
unbegrenzt gelten.
g) Eine A ustauschbarkeit von Kaufgegenstand und E rsa tz ­
sache ist beim V erbrauchsgüterkauf -  vor allem beim K au f 
von Fahrzeugen, die bereits nach kurzer Zeit einen deutlichen 
W ertverlust erleiden -  grundsätzlich nur dann anzunehm en, 
wenn der Verbraucher sein Nachlieferungsbegehren inner­
halb eines in der Länge der regelmäßigen kaufrechtlichen 
Verjährungsfrist (zw ei Jahre -  § 438 A bs. 1 Nr. 3 B G B ) an ­
gelehnten Zeitraum s -  beginnend ab dem für die W illensbil­
dung maßgeblichen Zeitpunkt des K aufvertragsabschlusses 
-  geltend m acht........................................................................................ 296
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